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135. Die Globalisierung ist eine von Menschen gemachte Entwicklung, die wir 

beeinflussen und gestalten können. Wenn wir darauf achten, dass unsere Politik 

wirtschaftlich vernünftig und sozial gerecht ist, dann ist die Globalisierung nicht 

das Ende des Sozialstaats und der Sozialen Marktwirtschaft. Vielmehr kann sie 

der Beginn ihrer weltweiten Akzeptanz sein. Eine neue Wirtschaftspolitik muss 

die Standards der Sozialen Marktwirtschaft international verankern. Damit 

erreicht die Soziale Marktwirtschaft eine neue Dimension. 

136. Für die CDU basiert die Gestaltung der Globalisierung auf einer 

internationalen Verständigung über Bedingungen einer humanen und 

gerechteren Ordnung für die Welt. Diese muss zum Ziel haben, dass alle 

Menschen von mehr Freiheit und Wohlstand durch die Globalisierung profitieren 

können. Sie muss dafür sorgen, dass die gewonnene wirtschaftliche Freiheit 

dem Menschen dient. 

137. Die Soziale Marktwirtschaft ist für die CDU das Erfolgsmodell, das es uns 

auch in Zukunft ermöglicht, in Freiheit, Wohlstand und Sicherheit zu leben. Die 

CDU bekennt sich zu diesem Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell, auch als 

Antwort auf die Herausforderungen der globalisierten Welt. 

138. Die CDU ist die Partei der Sozialen Marktwirtschaft. Sie hat mit Ludwig 

Erhard die Soziale Marktwirtschaft in der Nachkriegszeit gegen vielfache 

Widerstände durchgesetzt und die Bundesrepublik Deutschland mit ihr 

erfolgreich gemacht. Die CDU lehnt sozialistische und andere Formen des 

Kollektivismus ab. Dies gilt auch für einen ungezügelten Kapitalismus, der allein 

auf den Markt setzt und aus sich heraus keine Lösung der sozialen Fragen 

unserer Zeit findet. Die Soziale Marktwirtschaft bleibt auch im wiedervereinigten 

Deutschland und im Zeitalter der Globalisierung unser Leitbild. 
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1. Grundsätze einer Ordnung für Wohlstand, Teilhabe und Sicherheit 

139. Die Soziale Marktwirtschaft geht vom einzelnen Menschen als Geschöpf 

Gottes aus, dessen Würde unantastbar ist. Sie ist eine Ordnung, in der Freiheit, 

Solidarität und Gerechtigkeit einander erfordern und ergänzen. 

140. Die Soziale Marktwirtschaft ist mehr als ein Wirtschaftssystem. Sie ist ein 

Gesellschaftsmodell. Sie sorgt für Rahmenbedingungen, in denen sich die 

schöpferischen Kräfte der Einzelnen gemeinsam entfalten können. Damit ist die 

Soziale Marktwirtschaft die wirtschaftlich-soziale Ordnung der freiheitlichen 

Demokratie. Denn sie ist vom gleichen Impuls getragen wie die 

Staatsverfassung: Es geht ihr um die Wahrung der Würde und Freiheit des 

Menschen vor Übergriffen des Staates und vor der Willkür von Mitmenschen. Sie 

trägt so wesentlich zur inneren Stabilität des Gemeinwesens bei. 

141. Die Soziale Marktwirtschaft bezieht ihre Stärke daraus, dass Freiheit und 

Verantwortung, Wettbewerb und Solidarität eine Einheit bilden und einander 

fördern. Sie ist die untrennbare Verbindung von freiheitlicher Wirtschafts- und 

solidarischer Sozialordnung. Die Soziale Marktwirtschaft ist sozial, weil sie den 

Menschen die Möglichkeit gibt, ihrer Bestimmung zur Selbstständigkeit gemäß 

zu leben und für sich und für die Ihren selbst zu sorgen. Sie ist sozial, weil sie 

die Kräfte der Einzelnen in ein gesellschaftliches Zusammenwirken führt. Sie ist 

sozial, weil sie die Solidarität, auf der unsere staatlich organisierten Systeme 

der sozialen Sicherung beruhen, ökonomisch ermöglicht. Soziale 

Marktwirtschaft ermöglicht die Chance auf Wohlstand und Sicherheit für alle. 

Soziale Marktwirtschaft bedeutet Teilhabe auch für die, die einen angemessenen 

Lebensstandard nicht aus eigener Kraft erarbeiten können. So verwirklicht sie 

soziale Gerechtigkeit. 

142. Die Soziale Marktwirtschaft vereint Leistungswillen und Solidarität. 

Einrichtungen der Solidarität dürfen nicht den Leistungswillen des Einzelnen 

lähmen. Leistung ist eine wesentliche Grundlage für Wohlstand. Auf dieser 

Grundlage kann der soziale Frieden gesichert werden. 

143. Die Soziale Marktwirtschaft ist eine Wettbewerbsordnung. Politik in der 

Sozialen Marktwirtschaft ist Ordnungspolitik. Die Soziale Marktwirtschaft 

eröffnet den Unternehmen leistungsfördernde Freiheitsräume und schafft für die 

Bevölkerung ein umfassendes Angebot an Gütern und Dienstleistungen. Sie 

ermöglicht es jedem, eigenverantwortlich am Markt tätig zu sein. Sie setzt 

einen handlungsfähigen Staat voraus, der die Wettbewerbsvoraussetzungen 

sicherstellt. Dazu gehören die Gewerbe- und Vertragsfreiheit, der Schutz vor 

Marktbarrieren und der Schutz vor Machtmissbrauch durch marktbeherrschende 

Unternehmen und das Ermöglichen von Markttransparenz. In der Sozialen 

Marktwirtschaft ist der Schutz des Eigentums Voraussetzung dafür, dass es 

Nutzen für die Allgemeinheit stiften und damit seiner Sozialpflichtigkeit gerecht 

werden kann. 

 

144. Unternehmer und Unternehmensführer sind mit ihrer Kreativität und 

Leistungsbereitschaft eine tragende Säule der Sozialen Marktwirtschaft. Für den 

Erfolg unseres Landes ist es wichtig, dass Frauen und Männer bereit sind, ein 
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Unternehmen zu gründen und Risiken zu übernehmen. Die ganze Gesellschaft 

profitiert von Unternehmen, die produktiv arbeiten und Gewinne erzielen. Das 

Streben nach Gewinn dient der Sicherung und Fortentwicklung des 

Unternehmens und damit auch der Erfüllung gesellschaftlicher Aufgaben. Die 

CDU bekennt sich zum freiheitlichen und sozialverantwortlichen 

Unternehmertum. Unternehmer und Unternehmensführer schaffen 

zukunftsfeste Arbeitsplätze und prägen auch mit ihrem Ruf und ihrer kulturellen 

Identität das Ansehen Deutschlands in der Welt. Unternehmer brauchen zum 

erfolgreichen Handeln Freiräume sowie geeignete Rahmenbedingungen und 

Anreize. Dabei sollte sich die Unternehmensentwicklung auf die finanzielle 

Situation des Unternehmers oder des Unternehmensführers auswirken. 

145. Wer unternehmerisch handelt, übernimmt Verantwortung. Das gilt für die 

geschäftlichen und gesellschaftlichen Beziehungen, gegenüber Umwelt und 

zukünftigen Generationen und ganz unmittelbar gegenüber Mitarbeiterinnen, 

Mitarbeitern und ihren Familien. Dazu gehört auch, dass Unternehmen die 

Gleichstellung von Mann und Frau auf allen Ebenen bis zu den höchsten 

Führungspositionen fördern, sowie die Berücksichtigung des Prinzips gleicher 

Lohn für gleiche und gleichwertige geleistete Arbeit. Weitblickende 

Unternehmen wissen, dass dies in ihrem eigenen Interesse liegt. Das Leitbild 

der Sozialen Marktwirtschaft ist der haftende Eigentümer-Unternehmer. Für 

angestellte Manager muss deshalb auch in Deutschland die persönliche Haftung 

gestärkt werden. 

146. Soziale Partnerschaft, Tarifautonomie und Mitbestimmung in Form der 

Unternehmensmitbestimmung und der betrieblichen Mitbestimmung sind 

Grundlagen unserer Wirtschafts- und Sozialordnung und Ausdruck der 

Sozialethik der christlichen Kirchen. Unser Verständnis von der Würde des 

arbeitenden Menschen verlangt seine Teilhabe an Entscheidungen, die die 

Bedingungen für seine Arbeitswelt setzen. 

147. Die Arbeitnehmer tragen ebenso wie die Unternehmer mit ihrer Arbeit, 

ihrer Leistungsfähigkeit und ihrer Leistungsbereitschaft ganz wesentlich zum 

Erfolg ihrer Unternehmen, der Volkswirtschaft insgesamt und damit zum 

Wohlstand und zur Entwicklung unseres Landes bei. Sie leisten damit zugleich 

einen wesentlichen Beitrag zur Sicherung ihrer Existenz und der ihrer 

Angehörigen. Die Unternehmen brauchen gut ausgebildete, kreative und 

motivierte Mitarbeiter, um erfolgreich sein zu können. Die Arbeitnehmer 

benötigen Mitwirkungsmöglichkeiten, Verantwortung und Freiräume, um ihre 

Fähigkeiten umfassend und erfolgreich entfalten zu können. Bildung und 

Weiterbildung sichern ihre Beschäftigungs- und Leistungsfähigkeit. Zugleich 

bedürfen Arbeitnehmer für ihre eigene Lebensplanung einer grundlegenden 

arbeits- und sozialrechtlichen Absicherung. Sie haben einen Anspruch auf 

angemessene Teilhabe am gesellschaftlichen Wohlstand. 

148. Zur Fortentwicklung eines Unternehmens und der Sicherung von 

Beschäftigung in Deutschland kann die Verlagerung von Arbeitsplätzen auch ins 

Ausland notwendig sein. Wir erwarten aber von den Unternehmern, dass sie 

solche Entscheidungen verantwortungsvoll, unter Berücksichtigung der sozialen 

und gesellschaftlichen Folgen, treffen und sich für den Standort Deutschland 

einsetzen.50 Freiheit und Sicherheit. Grundsätze für Deutschland. 
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2. Soziale Marktwirtschaft in der globalisierten Welt 

149. Nicht durch Abschottung und Überregulierung, sondern nur durch mehr 

Freiheit und Wettbewerb können wir die Stärke der Sozialen Marktwirtschaft 

erhalten. So viel teurer wir im internationalen Vergleich sind, so viel besser 

müssen wir sein. Wir brauchen in einer dynamischen Welt ein neugieriges, 

innovatives und kreatives Deutschland. Wirtschaftlicher Erfolg hängt heute 

stärker denn je von Technologie, Talenten und Toleranz ab. Nur eine offene und 

vielfältige Gesellschaft schafft das kreative Umfeld, in dem Ideen geboren 

werden und Wohlstand durch Innovation gesichert wird. 

150. Die CDU berücksichtigt als Volkspartei bei der Gestaltung der 

Globalisierung gleichermaßen die Interessen von Unternehmern wie 

Arbeitnehmern, Leistungsträgern wie Leistungsempfängern, städtischen wie 

ländlichen Regionen. Auf der Basis unseres christlichen Wertefundaments treten 

wir dafür ein, dass auch die Menschen in weniger entwickelten Regionen der 

Welt bessere Perspektiven erhalten, selbst wenn dies für uns in Deutschland 

mehr wirtschaftliche Konkurrenz bedeutet. Unser Ziel ist mehr 

Chancengerechtigkeit, national wie international. Wir wollen unseren Einfluss in 

der Welt nutzen. Im Kampf gegen Armut, Hunger, Seuchen, Analphabetentum, 

Korruption, Verstöße gegen Menschenrechte, Diskriminierung und kriegerische 

Konflikte halten wir die wachsende internationale Handelsverflechtung und die 

fortschreitende Öffnung der Märkte für eine wichtige Antriebskraft. 

151. Die Wirtschafts- und Wertegemeinschaft der Europäischen Union ist ein 

erfolgreiches Modell dafür, dass Marktöffnung und Wettbewerb bei gleichzeitiger 

Wahrung nationaler Identitäten und Berücksichtigung von rechtlichen, sozialen 

und ökologischen Standards zum Nutzen aller funktionieren können. Gleichzeitig 

ist Europa gegenüber anderen Macht- und Wirtschaftszentren der Welt ein 

starker Akteur in der Durchsetzung eines gerechten Ordnungsrahmens für die 

globalisierte Wirtschaft. Wir wollen die EU für die Wahrnehmung dieser 

wichtigen Zukunftsaufgabe stärken. 

152. Wir setzen uns dafür ein, die Handlungsfähigkeit, Stärke, Transparenz und 

Effizienz der bestehenden internationalen Organisationen zu verbessern. Sie 

sind das geeignete Mittel, um die Gestaltung einer freien und humanen 

Weltordnung voranzubringen. Wirtschaftlich starke Staaten müssen ihre 

Verantwortung wahrnehmen, um auch den Interessen wirtschaftlich schwacher 

Staaten zu mehr Geltung zu verhelfen. Die CDU will die bestehenden 

Institutionen der Völkergemeinschaft für die weltweite Durchsetzung der 

Menschenrechte und unabdingbarer ökologischer und sozialer Mindeststandards 

nutzen. Kinderarbeit und die Ausbeutung von Arbeitnehmern dürfen nicht 

toleriert werden. 

153. Die CDU steht seit jeher für eine Politik, die auf die positive 

Gestaltungskraft freier Märkte und fairen Wettbewerbs vertraut. Der 

multilaterale Freihandel ist für uns die entscheidende Voraussetzung für 

globales Wirtschaftswachstum und Gerechtigkeit. Öffnung der Märkte für Handel 

und Kapital sowie internationaler Wettbewerb müssen unter fairen Bedingungen 

stattfinden. Diese vergleichbaren und fairen Wettbewerbsbedingungen sind 

heute noch nicht gegeben. Deshalb werden wir uns dafür einsetzen, dass 
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international anerkannte Standards durchgesetzt werden. Bestehende 

Handelshemmnisse sind konsequent abzubauen. 

154. Der Markt ist nicht immer in der Lage, aus sich heraus die Bildung von 

Monopolen und Kartellen zu verhindern. Damit internationale, private wie 

staatliche, Akteure an ungebremster Machtentfaltung gehindert werden, ist ein 

Schutz der Freiheit der internationalen Märkte notwendig. Das erfordert eine 

international abgestimmte Wettbewerbsordnung. 

155. Unsere wirtschaftspolitischen Überzeugungen stehen zunehmend in einem 

Wettstreit mit den Handlungen von Staaten, die durch aktives Eingreifen 

nationale wirtschaftsstrategische Ziele durchzusetzen versuchen. Wir wollen 

auch diese Staaten von der Richtigkeit des freien und fairen Wettbewerbs 

überzeugen und den internationalen Ordnungsrahmen stärken. Solange jedoch 

verzerrte Wettbewerbsbedingungen herrschen und unsere nationalen Interessen 

in Bereichen von zentraler strategischer Bedeutung bedroht sind, kann es 

legitim sein, diese Interessen durch eigenes staatliches Handeln durchzusetzen. 

Im Zweifelsfall hat dabei die Freiheit des Marktes Vorrang. 

156. Klar definierte geistige Eigentumsrechte sind die Grundlage für ein 

langfristiges Forschungs- und Entwicklungsengagement und damit eine wichtige 

Voraussetzung für unseren wirtschaftlichen Erfolg. Weltweit wird das Recht auf 

Eigentum an Patenten und Ideen allerdings vielfältig missachtet. Gerade für den 

Innovationsstandort Deutschland ist es zentral, in der Welthandelsorganisation 

verbindliche und akzeptierte Regeln zum Schutz geistigen Eigentums zu 

entwickeln, durchzusetzen und zu festigen. 

157. Global tätige Unternehmen können sich nationaler Gesetzgebung 

zunehmend entziehen. Da die ordnungspolitische Gestaltung von Märkten nie 

vollkommen sein kann und Überregulierung zu ökonomischen Hemmnissen 

führt, setzen wir auf verantwortungsbewusste Unternehmen. Freiwillige 

Verpflichtungen wie der „Global Compact“ der Vereinten Nationen oder die 

Leitsätze der OECD für multinationale Unternehmen müssen deshalb unterstützt 

werden. 

158. Der globale Finanzmarkt trägt zur Erhöhung des Wohlstands in der Welt 

bei und ermöglicht in Form von Investitionen den wirtschaftlichen Aufstieg 

vieler Schwellenländer. Offene Märkte und freie Wettbewerber sichern 

Attraktivität und Liquidität des deutschen Kapitalmarktes. Fonds auf der Suche 

nach Anlagemöglichkeiten, wie die Private-Equity Fonds, können auch in 

Deutschland dazu beitragen, Unternehmen wettbewerbs- und 

innovationsfähiger zu machen. Allerdings übersteigen die Finanzmittel einzelner 

privater Investmentgruppen mittlerweile die Marktmacht von Unternehmen und 

Großbanken um ein Vielfaches. Wir wollen deshalb die bestehenden 

internationalen Organisationen nutzen, um für einen verlässlichen 

Ordnungsrahmen und mehr Transparenz an den weltweiten Handelsplätzen und 

Finanzmärkten zu sorgen. 

 

159. Die Verbraucher sind aufgrund des internationalen Wettbewerbs 

günstigerer Preise und vielfältigerer Produkte zum einen Nutznießer, zum 
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anderen aber auch Mitgestalter der Globalisierung. Durch ihre Kauf- und 

Anlageentscheidungen nehmen sie ständig auch Einfluss auf den Markterfolg 

einzelner Produkte und Hersteller. Viele in Deutschland angebotene 

ausländische Produkte werden nicht unter den gleichen sozialen, rechtlichen 

und ökologischen Bedingungen hergestellt wie Produkte aus Deutschland. Wir 

wollen die Entscheidungsgrundlage für den verantwortungsbewussten 

Verbraucher verbessern und deshalb die Transparenz durch Einführung von 

international gültigen und verlässlichen Gütesiegeln 

fördern.Grundsatzprogramm der CDU Deutschlands 53 

3. Wirtschaft und Arbeit 

160. Viele Menschen haben in den letzten Jahrzehnten Vertrauen in die Soziale 

Marktwirtschaft verloren. Es entstand der Eindruck, dass sie zentrale 

wirtschaftliche und gesellschaftliche Probleme – allen voran die hohe 

Arbeitslosigkeit – nicht lösen kann. Nicht jedoch die Soziale Marktwirtschaft 

steht der Lösung dieser Probleme im Wege, sondern die oftmalige Verletzung 

ihrer Grundprinzipien. Durch die Globalisierung werden die Versäumnisse 

besonders deutlich. 

161. Wir müssen uns wieder stärker auf die grundlegenden Ordnungsprinzipien 

der Sozialen Marktwirtschaft besinnen und sie in die richtige Balance bringen, 

um die Ziele Vollbeschäftigung, stetiges und angemessenes 

Wirtschaftswachstum, solide Haushalte und stabile Soziale Sicherungssysteme 

zu erreichen. Dazu gehört auch, die Schöpfung zu bewahren und schonend mit 

den natürlichen Ressourcen umzugehen. Dann sind wir auch künftig das Land 

von Freiheit und Gerechtigkeit, Aufstieg und Sicherheit, Miteinander und 

Füreinander. Leitlinie muss das Subsidiaritätsprinzip sein. Es gilt: So wenig 

Staat wie möglich, so viel Staat wie nötig. Deutschland braucht grundlegende 

Reformen, damit wir unseren Wohlstand sichern und mehren können und damit 

es gerecht zugeht. Dabei misst sich soziale Gerechtigkeit vorrangig an den 

Lebenschancen der Bürger. 

162. Durch solche Reformen wird die Soziale Marktwirtschaft den Bürgern 

wieder besser ermöglichen können, ihre Lebensumstände in eigener 

Verantwortung zu gestalten statt passive Leistungsempfänger zu sein. 

Gesellschaftliche Teilhabe und politische Teilhabe bedürfen einander. Nur 

gemeinsam können Soziale Marktwirtschaft und Demokratie gelingen und 

Vertrauen gewinnen. 

Mehr Wettbewerb, mehr Freiheit, mehr Teilhabe 

163. Die Wettbewerbsfähigkeit eines Wirtschaftsstandorts lebt von der Dynamik 

seiner Unternehmen. Deutschlands Wirtschaft ist begründet auf einer 

jahrhundertealten Tradition des Handwerks, des Mittelstands, des Handels, der 

Freien Berufe, der Industrie, einer gut ausgebildeten Facharbeiterschaft sowie 

einer wohnortnahen Versorgung einerseits und leistungsstarken, global 

wettbewerbsfähigen und international erfolgreichen Unternehmen andererseits. 

Mittelständische Unternehmen, Dienstleistungs- und Handwerksbetriebe sowie 

die Freien Berufe sind das Rückgrat unserer Wirtschaft. Sie schaffen den 

Großteil der Ausbildungs- und Arbeitsplätze. Aufgabe des Staates ist es daher, 

gerade Existenzgründer sowie kleine und mittlere Unternehmen durch optimale 
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Rahmenbedingungen zu fördern. Mehr Markt bedeutet mehr Chancen für 

erfolgreiche Existenzgründungen. Wir wollen die Staatsquote senken, Bürokratie 

abbauen, das Arbeitsrecht überschaubar und flexibel sowie das Steuerrecht 

wettbewerbsfähig gestalten und die Bedingungen für die 

Unternehmensfinanzierung verbessern. 

164. Unser Ziel ist es, Vertrauen als Voraussetzung für mehr Investitionen in 

Deutschland zu schaffen. Wir wollen Deutschland als attraktiven Standort von 

Unternehmenszentralen und als Investitionsstandort, auch für internationale 

Risikokapitalgeber, stärken und einen hohen Anteil der industriellen 

Wertschöpfung im eigenen Land erzielen. Dem Finanzplatz Deutschland kommt 

für Wachstum und Beschäftigung eine hohe Bedeutung zu. 

165. Wir müssen mehr Freiheit und Wettbewerb ermöglichen. Dies heißt vor 

allem, Märkte zu öffnen und offen zu halten, unlauteren Wettbewerb zu 

unterbinden und der Konzentration wettbewerbsgefährdender wirtschaftlicher 

Macht entgegenzuwirken. Wir wollen staatliche Subventionen begrenzen und 

abbauen sowie weiterhin Wirtschaftsbetriebe mit staatlicher Beteiligung 

privatisieren. Auch für die kommunale Ebene gilt: Die öffentliche Hand soll nur 

dann tätig werden, wenn eine Leistung nicht ebenso gut oder besser durch 

Private erbracht werden kann. 

166. Viele Aufgaben der Wettbewerbspolitik haben sich im europäischen 

Binnenmarkt auf die europäische Ebene verlagert. Vor dem Hintergrund der 

stärkeren Herausforderungen des Binnenmarktes und der Globalisierung wollen 

wir, dass die Wettbewerbskontrolle der EU unter Berücksichtigung der 

nationalen Wettbewerbsbehörden und –ordnungen modernisiert und 

weiterentwickelt wird. 

167. Wettbewerb ist eine wesentliche Voraussetzung für einen starken 

Verbraucherschutz. Denn jede den Wettbewerb mindernde Monopolisierung 

schränkt die Vielfalt und die Wahlfreiheit der Verbraucher ein. 

Verbraucherrechte sind Bürgerrechte. Verbraucherschutz ist eine politische 

Querschnittsaufgabe. Er ist Teil einer umfassenden Verbraucherpolitik, die ein 

ausgewogenes Gleichgewicht zwischen Verbraucher- und Wirtschaftsinteressen 

sucht, damit in Deutschland ein hohes Maß an Lebensqualität erhalten bleibt. Es 

gilt, durch eine Balance zwischen Selbstbestimmung und staatlichem Schutz ein 

Optimum an Verbraucherschutz anzustreben. Zuverlässige, umfassende und 

sachliche Informationen über Produkte und deren Qualität ermöglichen 

eigenverantwortliches Konsumverhalten. Unser Leitbild ist das des mündigen 

und informierten Verbrauchers. Verbraucherschutz ist nicht alleine Sache des 

Staates, sondern er ist auf die Mitwirkung und Verantwortung von Erzeugern, 

Verarbeitern, Anbietern und Verbrauchern angewiesen. Wir wollen keine 

staatliche Konsumlenkung. 

168. Zu einem attraktiven Wirtschaftsstandort gehört eine funktionierende 

Infrastruktur. Gerade für Deutschland als Transitland im Herzen Europas 

bedeutet die wirtschaftliche Integration Europas anwachsende Verkehrsströme. 

Bessere Nutzung, weiterer bedarfsgerechter Ausbau und die intelligente 

Gestaltung der Verkehrsinfrastruktur in allen Bereichen sind auch eine 

entscheidende Voraussetzung für mehr Wachstum. Das gilt auch vor dem 

Hintergrund von Entwicklungschancen von Ballungszentren und dem ländlichen 
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Raum. Die Notwendigkeit der Weiterentwicklung der Infrastruktur besteht dabei 

sowohl in den Neuen als auch in den Alten Ländern. Der daraus resultierende 

hohe Investitionsbedarf kann nicht allein durch die öffentlichen Haushalte 

abgedeckt werden. Daher müssen im Sinne der Nachhaltigkeit rentable 

Möglichkeiten der privaten Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur intensiver als 

bisher genutzt werden. Darüber hinaus ist für die Standortqualität eine sichere, 

umweltfreundliche und wirtschaftliche Energieversorgung von elementarer 

Bedeutung. 

169. Für eine erfolgreiche Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft ist 

Deutschland auf die Leistungs- und Innovationsfähigkeit seiner Menschen und 

der Wirtschaft angewiesen. Wir wollen Zukunftsmärkte erschließen. 

Innovationen, neue Produkte und Dienstleistungen aus Deutschland werden vor 

allem dann eine Chance auf dem Weltmarkt haben, wenn sie auch in 

Deutschland zum Einsatz kommen. Aus dem Land der Erfindungen und Patente 

muss wieder ein Land auch der Umsetzung von Ideen werden. Deutschland 

muss helle Köpfe und zupackende Visionäre hervorbringen, weltweit um sie 

werben und hierfür auch attraktive Rahmenbedingungen bieten. Fachkräfte in 

Handwerk, Dienstleistung und Industrie werden dringend gebraucht. 

„Arbeit für Alle“ 

170. „Arbeit für Alle“ ist ein Kernstück sozialer Gerechtigkeit. Arbeit ermöglicht 

Selbstverwirklichung, stiftet Lebenssinn und ist eine entscheidende 

Voraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe. Alle werden gebraucht; keiner darf 

ausgegrenzt werden. Arbeit schafft Einkommen und Wohlstand. Die Soziale 

Marktwirtschaft will Vollbeschäftigung. Diesem Ziel sind Staat und Tarifpartner 

verpflichtet. Massenarbeitslosigkeit ist unerträglich, nicht hinnehmbar und 

ökonomisch schädlich. Entstehende Perspektivlosigkeit kann ganze Familien 

erfassen und zu einer Beeinträchtigung der Lebenschancen über Generationen 

hinweg führen. 

171. Die Arbeitslosigkeit in Deutschland ist hauptsächlich strukturell bedingt. 

Wir brauchen deshalb nicht nur mehr nachhaltiges Wachstum, sondern 

zielgerichtete Bildungsinvestitionen und eine umfassende Reform des 

Arbeitsmarktes. Wir wollen bessere Beschäftigungschancen für Ältere, gering 

Qualifizierte und Langzeitarbeitslose. Gerade sie fühlen sich von Freiheit und 

Teilhabe ausgeschlossen. 

172. In Bezug auf den Arbeitsmarkt geht es um einen fairen Ausgleich zwischen 

den legitimen Schutzbedürfnissen der Arbeitnehmer, den 

Beschäftigungschancen der Arbeitslosen und den Interessen der Unternehmen. 

Schutzbestimmungen auf dem Arbeitsmarkt bzw. das Arbeitsrecht sollen so 

ausgestaltet sein, dass sie Arbeitslosigkeit nicht begünstigen. Eine 

Flexibilisierung des Kündigungsschutzes, die die Beschäftigungsaussichten für 

Erwerbslose verbessert, ist daher ein Gebot der Gerechtigkeit. Es muss gelten: 

Vorfahrt für Arbeit. In diesem Sinne wollen wir die Aufgabe des fairen 

Interessenausgleichs gemeinsam mit den Tarifvertragsparteien annehmen. 
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173. Die Tarifautonomie ist ein Garant für die Stabilität des Standortes 

Deutschland. Sie gehört unverzichtbar zum Ordnungsrahmen der Sozialen 

Marktwirtschaft. Die Tarifvertragsparteien haben damit begonnen, auf die sich 

verändernde Arbeitslandschaft des 21. Jahrhunderts flexible Antworten zu 

finden. Starre Branchentarifverträge, die alle Betriebe gleich behandeln, sind 

keine ausreichende Antwort. Die Gewerkschaften und die Arbeitgeberverbände 

sind aufgerufen, weitere Teile ihrer Verantwortung in die Betriebe abzugeben. 

So können zentral vereinbarte Rahmentarifverträge dezentral nach den 

spezifischen Bedürfnissen ausgefüllt werden. Diesen Prozess wollen wir durch 

eine rechtssichere Gestaltung betrieblicher Bündnisse ergänzen. Die 

Mitbestimmung werden wir als Interessenvertretung der Arbeitnehmer 

zukunftsfähig, betriebsnah und beschäftigungsfreundlich fortentwickeln. Sie 

muss die zunehmende internationale Verflechtung der Unternehmen 

berücksichtigen. 

174. Die CDU will im Rahmen sozialer Kapitalpartnerschaft die Möglichkeiten 

weiterentwickeln, den einzelnen Arbeitnehmer stärker als bisher am Erfolg und 

Kapital der Unternehmen zu beteiligen. Dies eröffnet den Beschäftigten 

zusätzliche Einkommensquellen, eine zusätzliche Vorsorge für das Alter, schafft 

mehr Gerechtigkeit und steigert die Identifikation der Mitarbeiter mit ihrem 

Unternehmen. Entsprechende Instrumente, auch der Insolvenzsicherung, 

müssen möglichst betriebsbezogen sein und die besonderen Verhältnisse des 

einzelnen Unternehmens berücksichtigen. Zudem stärkt die Beteiligung am 

Unternehmenskapital die Eigenkapitalquote der Unternehmen. 

175. Gesellschaftlicher Wohlstand kommt von Arbeit. Mehr Wachstum und mehr 

Arbeit bedingen einander. Durch die Nutzung flexibler Arbeitszeitmodelle, z. B. 

von Jahresarbeitszeitkonten, kann die Arbeit anpassungsfähiger und produktiver 

organisiert werden. Die CDU ermuntert die Tarifpartner in diesem 

Zusammenhang, die Möglichkeiten der Insolvenzabsicherung von 

Arbeitszeitkonten auszuloten. 

176. Die mit dem Erreichen einer gesetzlichen oder betrieblichen Altersgrenze 

begründete unfreiwillige Ausgrenzung vom Arbeitsleben wird häufig zu Recht 

von den Betroffenen als unwürdig empfunden. Altersgrenzen haben ihren Sinn 

für die Bemessung der Rentenansprüche. Wer aber darüber hinaus arbeiten will, 

darf daran grundsätzlich nicht gehindert werden. Die Arbeitswelt und die 

Arbeitskräfte müssen sich in gegenseitiger Wechselwirkung so weiterentwickeln, 

dass die demografischen Veränderungen bestmöglich gemeistert werden 

können. 

177. Alle Bürger sollen Existenz sichernde Einkommen erzielen können. Für 

unsere Arbeitsmarktpolitik gilt: Leistung muss sich lohnen. Es entspricht dem 

Grundsatz der Leistungsgerechtigkeit, dass man, wenn man arbeitet, mehr hat, 

als wenn man nicht arbeitet. Wir wollen Rahmenbedingungen, die eine legale 

Beschäftigung auch für gering Qualifizierte in einfacher Arbeit mit entsprechend 

beschäftigungsfreundlichen Löhnen und Gehältern attraktiver machen. Hierfür 

wollen wir niedrig entlohnte Arbeitnehmer finanziell unterstützen. Dies soll auch 

Arbeitsuchende motivieren, Beschäftigungschancen zu ergreifen, und die 

Arbeitgeber ermuntern, neue Arbeitsplätze zu schaffen. Wir wollen Arbeit statt 

Arbeitslosigkeit fördern. 
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178. Wir wollen in Deutschland keinen Wettbewerb um die niedrigsten Löhne. 

Sittenwidrige Löhne, die den ortsüblichen Branchenlohn deutlich unterschreiten, 

müssen deshalb verboten sein. 

179. Hohe Lohnzusatzkosten tragen zu Arbeitslosigkeit und Schwarzarbeit bei. 

Wir wollen die Lohnzusatzkosten senken und die Sozialkosten von den 

Arbeitskosten schrittweise und möglichst weitgehend entkoppeln. Zugleich wird 

damit auch die Verlagerung von Arbeitsplätzen ins Ausland oder in die 

Schwarzarbeit verhindert. 

4. Den demografischen Wandel gestalten – Soziale Sicherheit für alle 

Generationen 

180. Solidarität und soziale Sicherheit kommen nicht in erster Linie vom Staat. 

Der Mensch ist von Natur aus ein soziales, auf Gemeinschaft hin angelegtes 

Wesen, zur Solidarität fähig und verpflichtet. Von der Familie über die 

Nachbarschaft, das Ehrenamt, Vereine und Initiativen bis hin zu den Kirchen 

und christlichen Gemeinschaften gibt es viele soziale Orte und Institutionen, die 

täglich Solidarität leben. Entsteht Solidarität nicht immer wieder neu aus der 

Mitte der Gesellschaft heraus, wird sie eines Tages fehlen, wenn es um die 

Grundlagen der sozialen Sicherheit geht. Ehe, Familie, Kindergarten, Schule und 

Berufsausbildung sind für die Lebenschancen der Menschen und für ihr späteres 

soziales Wohlergehen wichtiger als vieles andere. Die Träger der 

Wohlfahrtspflege erbringen wichtige Leistungen für die Gesellschaft auf der 

verfassungsrechtlich legitimierten Basis der Subsidiarität. 

181. Die CDU ist einer sozialen Politik verpflichtet, die die Lebenschancen der 

Menschen und das Miteinander in der Gesellschaft verbessert. Eine nur auf 

finanzieller Zuwendung beruhende Vorstellung von Sicherheit und Solidarität 

lehnen wir ab. Nur eine Kombination aus Eigenverantwortung, staatlichen 

Leistungen und bürgerschaftlichem Engagement kann die Sicherheit schaffen, 

die die Menschen brauchen. 

182. Der Sozialstaat hat Großes geleistet. Er bleibt unverzichtbar. Die Systeme 

der sozialen Sicherung sind maßgeblich von der CDU gestaltet. Durch die 

solidarische Absicherung von Risiken geben sie den Menschen Sicherheit. Sie 

haben breiten Wohlstand, sozialen Frieden und Teilhabe gebracht. Sie können 

aber ihre Aufgaben in Zukunft nur erfüllen, wenn sie weiter entwickelt und 

verändert werden. Ziel ist der aktivierende Sozialstaat, der den Einzelnen 

verstärkt motiviert und in die Lage versetzt, im Rahmen seiner Möglichkeiten 

Eigeninitiative und Eigenverantwortung zu übernehmen. 

183. Bei der Gestaltung der Sozialen Sicherungssysteme orientieren wir uns an 

drei Grundsätzen: Sie müssen das Prinzip der Eigenverantwortung stärken, dem 

Prinzip der Generationengerechtigkeit entsprechen und dürfen das Prinzip der 

Leistungsgerechtigkeit nicht verletzen. Ihre Abhängigkeit von der Erwerbsarbeit 

muss reduziert werden. Deshalb wollen wir soziale Sicherheit und Erwerbsarbeit 

weiter entkoppeln sowie die Finanzierung auf breitere Basis stellen. Unsere 

Sozialen Sicherungssysteme müssen unterschiedlichen Bedürfnissen, 

Lebensphasen und Lebenslagen Rechnung tragen. Dabei müssen Grundrisiken 
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zuverlässig für alle abgesichert sein. Es gilt, die Bereitschaft und Fähigkeit zur 

individuellen Vorsorge zu stärken. In allen Sicherungssystemen müssen 

Wettbewerb, Transparenz, Effizienz, Kosten- und Verantwortungsbewusstsein 

und das Subsidiaritätsprinzip gestärkt werden. Wir werden den Missbrauch von 

sozialen Leistungen und die Schwarzarbeit entschieden bekämpfen, denn sie 

untergraben die Solidarität. 

Krankenversicherung 

184. Die CDU will, dass auch in Zukunft jeder in Deutschland – unabhängig von 

Einkommen, Alter oder gesundheitlichem Risiko – eine gute, wohnortnahe 

medizinische Versorgung erhält und alle am medizinischen Fortschritt teilhaben 

können. Freie Arztwahl und freie Gesundheitsberufe gehören zum Kern eines 

freiheitlichen Gesundheitswesens. 

185. Aufgrund des demografischen Wandels und des medizinischen und 

medizinisch-technischen Fortschritts müssen Struktur, Organisation und 

Finanzierung der gesetzlichen und der privaten Krankenversicherung 

zukunftsweisend weiterentwickelt werden. Eigenverantwortung, Vorsorge und 

Prävention müssen weiter gestärkt, Effizienz- und Wirtschaftlichkeitspotenziale 

ausgeschöpft sowie individuelle Wahlmöglichkeiten und 

Entscheidungsspielräume eröffnet werden. 

186. Es liegt in der Verantwortung und im Interesse jedes Einzelnen, durch eine 

gesundheitsbewusste Lebensweise Krankheiten vorzubeugen und seine 

Gesundheit zu erhalten. Die Prävention wird deshalb zu einer eigenständigen 

Säule neben der Akutbehandlung, der Rehabilitation und der Pflege ausgebaut. 

Ein wichtiger Schritt zur Stärkung von Eigenverantwortung, Prävention und 

Gesundheitsförderung ist der Ausbau von Bonus-Modellen, Wahl- und 

Selbstbehalttarifen. 

187. Um Qualität, Versorgungssicherheit und Finanzierbarkeit unseres 

freiheitlichen und selbstverwalteten Gesundheitswesens zu erhalten, wollen wir 

den Qualitätswettbewerb stärken. Dafür müssen Leistungen und Kosten 

transparenter werden. 

188. In der gesetzlichen Krankenversicherung wird die an das 

Arbeitseinkommen gekoppelte Finanzierung stufenweise durch solidarische 

Prämienelemente ergänzt. Diese werden so bald wie möglich durch ein 

solidarisches Prämienmodell mit Kapitalbildung ersetzt. Menschen mit geringen 

Einkommen erhalten einen sozialen Ausgleich. Da Kinder eine der wichtigsten 

Voraussetzungen für die Fortführung der Solidarsysteme sind, wird ihre 

Versicherung künftig von der Allgemeinheit getragen. Sozialer Ausgleich und 

Versicherung der Kinder werden aus Haushaltsmitteln finanziert. Mit dieser 

schrittweisen Abkopplung der Gesundheits- von den Arbeitskosten erhält die 

Krankenversicherung eine zukunftsfähige Finanzierung. 
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Alterssicherung 

189. Die Alterssicherung in Deutschland ruht auf drei Säulen: der gesetzlichen 

Rentenversicherung, der betrieblichen und der privaten Vorsorge. 

190. Die umlagefinanzierte gesetzliche Rentenversicherung ist gegenwärtig die 

wichtigste Form der Alterssicherung. Sie beruht auf dem Generationenvertrag. 

Die Veränderungen im Altersaufbau der Bevölkerung und die langfristig 

sinkende Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten führen dazu, dass 

zunehmend weniger Arbeitende einer ständig wachsenden Zahl an Rentnerinnen 

und Rentnern gegenüberstehen. Der Generationenvertrag muss deshalb auf 

eine neue, stabile Basis gestellt werden, die den jüngeren Menschen eine 

sichere Lebensplanung ermöglicht und Älteren ein hohes Maß an Verlässlichkeit 

bietet. 

191. Die aktive Generation erwirtschaftet durch ihre Beiträge einen großen Teil 

des Einkommens der nicht mehr arbeitenden Generation und sichert durch ihre 

Kinder den Fortbestand der Solidargemeinschaft. Auch deshalb treten wir für 

eine familienfreundliche Gesellschaft ein, die die Mehrfachbelastungen von 

Erziehenden anerkennt und honoriert. 

192. Die gesetzliche Rentenversicherung muss auch künftig einen spürbaren 

Bezug zur Beitragsleistung aufweisen und darf ein bestimmtes 

Sicherungsniveau nicht unterschreiten ohne dabei die Beitragszahler zu 

überlasten. Die gesetzliche Rentenversicherung geriete in eine 

Legitimationskrise, wenn sie nur noch Leistungen erbringen würde, die in 

anderen Sicherungssystemen beitragsfrei bezogen werden können. Eine 

Mindestversorgung für alle, wie eine Grundsicherung, wäre die Konsequenz. 

193. Die gesetzliche Rente ist mehr als ein Instrument zur Armutsvermeidung 

im Alter. Sie schafft für jeden Einzelnen ein Stück Freiheit und honoriert die 

Leistungen, die durch die Zahlung von Beiträgen, die Erziehung von Kindern 

oder die Pflege von Angehörigen erbracht worden sind. Sie erbringt auch in der 

Zukunft notwendige Leistungen an Hinterbliebene und Menschen, die 

krankheitsbedingt nicht mehr im Erwerbsleben stehen. 

194. Allein wird die gesetzliche Rente künftig den gewohnten Lebensstandard 

im Alter nicht mehr sichern können. Daher ist es notwendig, dass andere 

Formen der Vorsorge, wie die private und die betriebliche Alterssicherung, dazu 

beitragen, den Lebensstandard im Alter zu sichern. Solche Vorsorgeformen sind 

effizient und zielgerichtet zu fördern. 

195. Die betriebliche Altersversorgung gewinnt weiter an Bedeutung. Von den 

Arbeitnehmern wird zunehmend Mobilität und Flexibilität erwartet. Dem müssen 

die Rahmenbedingungen für die betriebliche Altersversorgung Rechnung tragen. 

Wir treten auch für persönliche, außerhalb der Unternehmen geführte 

Altersvorsorgekonten ein, auf die Arbeitgeber und Arbeitnehmer einzahlen 

können und die kurzfristig zu Anwartschaften (Unverfallbarkeitsfristen) führen. 

Der Anspruch auf diese betriebliche Rente muss bereits nach kurzen Laufzeiten 

eingeräumt werden. 
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Pflegeversicherung 

196. Die von der Union eingeführte Pflegeversicherung hat sich bewährt. Sie 

muss auch in Zukunft einen verlässlichen Beitrag zur Absicherung des 

Pflegerisikos leisten und eine hohe Qualität von Betreuung und Pflege bieten. 

Eine umfassende Pflicht zur Absicherung ist auch in Zukunft unverzichtbar. Sie 

entbindet jedoch den Einzelnen nicht davon, seine Eigenverantwortung und 

Eigeninitiative zur Absicherung des Pflegerisikos und zur Gestaltung der Pflege 

wahrzunehmen. 

197. Um die soziale Pflegeversicherung auf eine zukunftsfähige 

Finanzierungsbasis zu stellen, soll die Umlagefinanzierung stufenweise um 

solidarische Prämienelemente ergänzt und im Sinne der 

Generationengerechtigkeit baldmöglichst durch ein kapitalgedecktes 

solidarisches Prämienmodell ersetzt werden. Bei der Höhe der Prämie soll die 

Erziehungsleistung von Eltern berücksichtigt und ein sozialer Ausgleich aus 

Haushaltsmitteln vorgenommen werden. 

198. Prävention und Rehabilitation sollen Vorrang vor Maßnahmen der Pflege 

haben. „Ambulant vor stationär“ ist unser Grundsatz. Neue Wohn- und 

Betreuungsformen müssen entwickelt und gestärkt werden. Durch 

Pflegebudgets, die von den Pflegebedürftigen eigenverantwortlich im 

ambulanten, teilstationären oder stationären Bereich eingesetzt werden können, 

und durch die Pflegezeit wollen wir die häusliche Pflege stärken und das 

Engagement der pflegenden Angehörigen besser würdigen. 

199. Veränderungen in der Struktur und Finanzierung der Pflegeversicherung 

eröffnen Chancen, die Leistungen der Pflegeversicherung zu dynamisieren und 

die Pflegebedürftigkeit – vor allem zugunsten von Menschen mit 

eingeschränkter Alltagskompetenz, wie zum Beispiel Demenz – neu zu 

definieren. Ziel ist es, ein real konstantes Niveau der Pflegeleistung 

sicherzustellen und einen steigenden Zuzahlungsbedarf zu Lasten der 

Pflegebedürftigen, ihrer Angehörigen und der Sozialhilfeträger zu verhindern. 

Arbeitslosenversicherung 

200. Die Arbeitslosenversicherung bietet auch in Zukunft bei Arbeitslosigkeit 

eine zeitlich begrenzte Absicherung eines erheblichen Teils der aus der 

vorangegangenen Beschäftigung erzielten Einkommenshöhe. Durch 

Arbeitsvermittlung, Erhalt und Wiederherstellung der Beschäftigungsfähigkeit 

erfüllt sie weitere wichtige soziale, gesundheitliche und ökonomische 

Funktionen. 

201. Die Arbeitslosenversicherung bleibt eine solidarische Versicherung, die 

jedem die Absicherung eines prozentual gleich hohen Einkommensanteils über 

einen angemessenen Zeitraum gewährt und die Risiken des Einzelnen 

solidarisch mindert. Die Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes muss auch an die 

Dauer der Beitragszahlung gekoppelt sein. Aus Sicht der CDU ist die 

Arbeitslosenversicherung mit Blick auf die Notwendigkeit eines flexibleren 

Arbeitsmarktes von hoher Bedeutung. 
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202. Die Arbeitslosenversicherung ermöglicht Arbeitslosen, nicht die erste 

angebotene Tätigkeit aus Existenznot annehmen zu müssen, sondern eine ihren 

Fähigkeiten entsprechende zu finden. Andererseits müssen Arbeitslose ihre 

Verpflichtung zur Flexibilität erkennen und zumutbare Arbeit annehmen. Wir 

wollen bei Eintritt der Arbeitslosigkeit stärkere Möglichkeiten und Anreize zur 

Arbeitsaufnahme bei einer weiterhin ausgewogenen Absicherung schaffen. 

203. Die Arbeitslosenversicherung muss Beschäftigung fördernd ausgerichtet 

und grundsätzlich auf ihre Versicherungsfunktion beschränkt sein. Unser erstes 

Ziel ist mehr Beschäftigung am ersten Arbeitsmarkt – auf dieses Ziel hin wollen 

wir die Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik ausrichten. 

Gesamtgesellschaftliche Aufgaben, wie die Herstellung von 

Ausbildungsfähigkeit, werden je nach Zuständigkeit aus Haushaltsmitteln 

finanziert. 

Unfallversicherung 

204. Die gesetzliche Unfallversicherung übernimmt bei Arbeitssicherheit, 

Unfallverhütung und Gesundheitsschutz des Arbeitnehmers eine wichtige Rolle. 

Sie ist eine wesentliche Stütze von Prävention, medizinischer Versorgung und 

Rehabilitation. Die selbstverwaltete gesetzliche Unfallversicherung muss sich 

künftig in ihren größeren Verantwortungsgemeinschaften noch stärker an 

wirtschaftlichen Kriterien messen lassen und auf Unfälle bei legaler 

Beschäftigung beschränken.64 Freiheit und Sicherheit. Grundsätze für 

Deutschland. 

Soziale Sicherheit für Menschen mit Behinderungen 

205. Wir wollen die Teilhabe und die Selbstbestimmung von Menschen mit 

Behinderungen für die Zukunft sichern. Das bedeutet für Menschen mit 

Behinderungen, gleichberechtigt an allem – am geistigen, sozialen, kulturellen, 

beruflichen und politischen Leben der Gesellschaft – teilnehmen zu können. 

Dafür wollen wir die Rahmenbedingungen schaffen. Behinderungen sind häufig 

mit mehr oder weniger starken Einschränkungen verbunden, die nicht immer 

kompensiert werden können. Die solidarische Gesellschaft stützt Menschen mit 

Behinderungen dort, wo Förderung angezeigt ist und individuelle Nachteile 

auszugleichen sind, aber sie bevormundet sie nicht durch übertriebene 

Fürsorge. 

206. Es gilt, den selbstverständlichen Umgang zwischen Behinderten und 

Nichtbehinderten, ihren Stärken und Schwächen, schon von klein auf zu lernen. 

Dies gelingt am besten durch gemeinsame Erziehung und Bildung in Familien, 

frühkindlichen Einrichtungen und Schulen. Wie in der Pflege und in betreuten 

Wohnformen gilt auch hier in Abstimmung mit den Menschen mit 

Behinderungen und ihren Angehörigen der Grundsatz „ambulant vor stationär“. 

Dies bedeutet für die Kinder, dass ein gemeinsames wohnortnahes Erleben von 

behinderten und nicht behinderten Kindern im Vordergrund stehen muss. Die 

Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben ist mit dem Ziel zu fördern, 

mehr Beschäftigungsverhältnisse am ersten Arbeitsmarkt anbieten zu können. 
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207. Wir wollen ein Lebensumfeld schaffen, in dem sich alle Menschen – auch 

solche mit Behinderungen und gebrechliche Menschen – gut bewegen können. 

Dafür ist Barrierefreiheit die notwendige Voraussetzung. Viele behinderte 

Menschen sind in ihrer Mobilität stark eingeschränkt. In Stadt- und 

Wohnraumplanung muss das Bewusstsein für das Bedürfnis nach 

Barrierefreiheit gestärkt werden.Grudsatzprogramm der CDU Deutschlands 

65 

5. Solide Finanzen, solides Deutschland Schuldenabbau und 

Neuverschuldungsverbot 

208. Die Schuldenlast in Deutschland ist schon jetzt erdrückend. Zudem wird 

ein zu geringer Teil der finanziellen Leistungskraft unseres Landes in die 

Zukunft investiert. Die demografische Entwicklung in Deutschland wird die 

Sozialen Sicherungssysteme und die öffentlichen Haushalte in steigendem Maße 

belasten. Deshalb müssen wir den Schuldenstand entschlossen zurückführen. 

Eine dem Grundsatz der konsequenten Entschuldung folgende Politik stärkt das 

Vertrauen und die Investitionsbereitschaft von Bürgern und Unternehmern in 

den eigenen Wirtschaftsstandort. Schulden von heute sind Steuern von morgen. 

209. Der Wohlstand unseres Landes ist gefährdet, wenn der Staat auf Dauer 

mehr ausgibt, als er einnimmt. Stoppen wir die Verschuldung nicht, wird der 

Staat in Zukunft wichtige Aufgaben nicht mehr erfüllen können. Wir wollen ein 

Land, das die Zukunft seiner Kinder sichert und das nicht auf ihre Kosten lebt. 

Wir wollen ein Land, in dem der Staat finanziell in der Lage ist, den sozial 

Schwächeren zu helfen. Mit Blick auf die Menschen, die auf Hilfe angewiesen 

sind und auch im Sinne der Generationengerechtigkeit gilt: Staatsverschuldung 

ist unsozial. 

210. Zur Begrenzung der Neuverschuldung ist es in einem ersten Schritt 

notwendig, den Begriff der „öffentlichen Investitionen“ in einem strengeren Sinn 

zu definieren. Nur noch solche Investitionen dürfen über Kredite finanziert 

werden, die Werte bzw. Vermögen schaffen. Zudem müssen Schulden aus 

kreditfinanzierten Investitionen in der Regel nach Ablauf eines bei ihrer 

Aufnahme festgelegten Zeitplans wieder getilgt sein. Damit stellen wir sicher, 

dass die verfassungsrechtlichen Verschuldungsregeln die Kreditaufnahme 

wirksam begrenzen und eine Schuldenbremse eingeführt wird. Spätestens bis 

zur Mitte des nächsten Jahrzehnts wollen wir auf allen Ebenen ein 

grundsätzliches Neuverschuldungsverbot einführen, das die Möglichkeiten der 

Neuverschuldung auf unabweisbare Ausnahmetatbestände begrenzt. Es soll im 

Grundgesetz, in allen Landesverfassungen und für die kommunale Ebene 

verankert werden.66 Freiheit und Sicherheit. Grundsätze für Deutschland. 

211. Wir streben eine gemeinsame Vereinbarung zur Entschuldung zwischen 

Bund, Ländern und Kommunen an. In Zeiten des wirtschaftlichen Aufschwungs 

ist, parallel zur Zurückführung des öffentlichen Schuldenstands, Vorsorge für 

künftige Konjunkturschwankungen zu treffen. Zudem sollten sämtliche 

Aufgaben und Ausgaben aller Ebenen immer wieder kritisch auf ihre 

Notwendigkeit und Wirksamkeit geprüft werden. Um eine transparente 

öffentliche Haushaltsführung sicherzustellen, wollen wir Bund, Länder und 

Kommunen auf die Buchführung nach kaufmännischen Grundsätzen 

verpflichten. 
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212. „Arbeit für Alle“ und solide Staatsfinanzen bedingen einander. Wir werden 

deshalb das Gefüge der Staatseinnahmen so erneuern, dass der Faktor Arbeit 

entlastet wird. Wir wollen die Lohnzusatzkosten von den Arbeitskosten 

abkoppeln, um so die Schaffung von mehr Arbeitsplätzen in Deutschland zu 

ermöglichen. Deshalb wollen wir die direkten Steuern und Sozialbeiträge senken 

und diese Entlastung über die indirekten Steuern finanzieren. Wichtig ist: Die 

Entlastungen bei den direkten Steuern und Sozialbeiträgen müssen mindestens 

so groß sein wie die zusätzlichen Belastungen bei den indirekten Steuern. 

Reform der Finanzverfassung 

213. Der Föderalismus in Deutschland braucht eine transparente 

Finanzverfassung. Die Verantwortlichkeiten der verschiedenen staatlichen 

Ebenen müssen für den Bürger nachvollziehbar sein. Nur dann kann er 

politische Entscheidungen zuordnen und zur Grundlage seiner 

Wahlentscheidungen machen. Auf die Einhaltung des Konnexitätsprinzips ist 

daher strikt zu achten. Die Finanzverfassung muss die unterschiedlichen 

Ausgangssituationen berücksichtigen, vergleichbare Rahmenbedingungen in den 

Ländern schaffen und Anreize setzen, um deren Wirtschafts- und Finanzkraft zu 

stärken. Wir stehen für föderalen Wettbewerb unter fairen Bedingungen. Die 

Selbstbehalte für die Länder beim Zuwachs der eigenen Wirtschaftskraft sind 

deshalb zu vergrößern. Es muss nach einer Übergangsregelung bis 2019 ein 

einfacher Finanzausgleich ohne Sonderregelungen für alle Länder möglich sein. 

Auch der Solidarpakt läuft zu diesem Zeitpunkt aus. 

214. Wir wollen den Ländern mehr finanzielle Eigenverantwortung ermöglichen 

und dafür entsprechende Voraussetzungen im Steuerrecht schaffen. Länder, die 

die Verschuldungsgrenzen der Verfassung und ihren Beitrag zum Erreichen der 

Maastricht- Kriterien nicht einhalten, müssen sich künftig einem 

Sanierungsprogramm unterwerfen. 

215. Wir wollen mit einem Haushaltsnotlagegesetz ein Frühwarnsystem 

einführen. Es stellt sicher, dass künftig nicht erst nach der Feststellung von 

Haushaltsnotlagen gehandelt wird. Zur Bedingung für Hilfen des Bundes soll der 

Abschluss eines Sanierungsstaatsvertrags zwischen dem Bund und dem 

betroffenen Land gemacht werden. 

216. Auch den Kommunen muss mehr Eigenverantwortung ermöglicht werden. 

Ihre finanzielle Leistungskraft wirkt sich auf den Alltag der Bürger unmittelbar 

aus. Deshalb werden wir die kommunalen Steuern so fortentwickeln, dass die 

Leistungsfähigkeit der Kommunen für ihre Bürger sichergestellt wird. 

Steuern – einfach und gerecht 

217. Mit ihren Steuern stellen die Bürger dem Staat die notwendigen 

finanziellen Mittel zur Verfügung, die er zur Erfüllung seiner Aufgaben braucht. 

Damit die Bürger das Steuerrecht akzeptieren, muss es den Prinzipien folgen: 

einfach, niedrig, gerecht. Es entspricht unseren Grundwerten von Solidarität 

und Gerechtigkeit, dass finanziell Leistungsfähige stärker in die Pflicht 

genommen werden als Schwache. Zugleich darf das Steuerrecht den 
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finanziellen Freiraum der Bürger nicht durch überzogene Steuersätze 

einschränken. Ein Steuersystem mit niedrigen Steuersätzen fördert Leistung 

und Initiative und ermöglicht den Bürgern, Vorsorge zur Absicherung von 

Lebensrisiken treffen zu können. Ein einfaches Steuersystem schafft mehr 

Gerechtigkeit als ein kompliziertes, welches jedem Einzelfall gerecht zu werden 

versucht. Je komplizierter es ist, desto mehr Vorteile hat derjenige, der sich 

teure Beratung leisten kann, ohne die er in der Regel nicht in der Lage ist, alle 

Steuersparmöglichkeiten zu nutzen. 

218. Eine zukunftsweisende Unternehmensbesteuerung muss von dem 

Grundsatz ausgehen, dass Unternehmen in erster Linie Wirtschafts- und nicht 

Steuersubjekte sind. Sie muss die Steuerlast so gestalten, dass es sich lohnt, in 

unserem Land Betriebe zu gründen und fortzuentwickeln, Arbeitsplätze zu 

schaffen und in Forschung und Entwicklung zu investieren. Steuerpolitik ist auch 

Innovationspolitik. Sie soll, unabhängig von der Rechtsform des Unternehmens, 

Wettbewerbsneutralität gewährleisten sowie einfach und überschaubar sein. 

Dabei müssen wir uns auf die zunehmende weltweite Vernetzung der 

Volkswirtschaften einstellen. 

6. Auf historischen Leistungen aufbauen – Die Neuen Länder 

voranbringen 

219. Mit dem Volksaufstand vom 17. Juni 1953 und besonders mit der 

friedlichen Revolution von 1989 haben die Menschen in der ehemaligen DDR in 

Vertrauen auf Freiheit, Demokratie und Soziale Marktwirtschaft die 

Voraussetzungen für die Wiedervereinigung Deutschlands geschaffen. Auf diese 

historische Leistung können alle Deutschen – aus Ost und West – stolz sein. Die 

Neuen Länder mit ihren großen historischen und kulturellen Traditionen geben 

dem deutschen Föderalismus neue Impulse. 

220. Die Neuen Länder haben einen tief greifenden Umbruch von der totalitären 

Diktatur zur Demokratie und von der zentralen Planwirtschaft zur Sozialen 

Marktwirtschaft gestaltet. Durch Engagement und Solidarität in ganz 

Deutschland, historisch einmalige finanzielle Transferleistungen, Fleiß und 

Aufbauwillen, sind viele Regionen aufgeblüht und präsentieren sich als 

moderner Teil Deutschlands im Herzen Europas. 

221. Bei Reformen im Bildungsbereich, bei der Beschleunigung von 

Planungsverfahren, beim Bürokratieabbau und im engen Zusammenwirken von 

Wirtschaft, Wissenschaft und Technik haben die Neuen Länder und ihre Bürger 

eine Vorreiterrolle übernommen. 

222. Die Folgen von kommunistischer Diktatur, deutscher Teilung und 

Misswirtschaft sowie der historisch einmalige Verlust der bürgerlichen 

Mittelschichten sind noch nicht überwunden. Eine selbsttragende 

Wirtschaftsentwicklung ist noch nicht erreicht. Trotz vieler 

Modernisierungserfolge bestehen Defizite in der öffentlichen Infrastruktur und in 

der Wirtschaftsstruktur fort. 
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223. Mit der Osterweiterung der Europäischen Union entstehen neue Chancen, 

aber auch ein zusätzlicher Wettbewerbsdruck für die schwach strukturierte 

ostdeutsche Wirtschaft. Hierauf, wie auf die Anforderungen der Globalisierung 

insgesamt, sind viele kleinere und mittlere Unternehmen noch nicht ausreichend 

vorbereitet. 

224. Der demografische Wandel trifft den Osten Deutschlands stärker als den 

Westen. Drastischer Geburtenrückgang, Alterung sowie die Abwanderung vieler 

leistungsbereiter, hoch qualifizierter junger Menschen zehren an den ohnehin 

knappen Ressourcen. Die Geschichte der Bundesrepublik hat vielerorts gezeigt, 

dass der Wandel von Abwanderungsregionen zu Zukunftsregionen möglich ist. 

Ziel der Politik der CDU ist es, dass die Regionen im östlichen Deutschland für 

die Menschen attraktive Lebensbedingungen bieten. 

225. Wir brauchen auch in den Neuen Ländern eine Stärkung der 

Bürgergesellschaft – als Grundlage für Demokratie, Rechtsstaat und für Soziale 

Marktwirtschaft. Nur eine funktionierende Bürgergesellschaft kann für den 

Wirtschaftsaufschwung und die Stabilität unserer freiheitlich-demokratischen 

Gesellschaft sorgen. Wir benötigen nicht nur in den Neuen Ländern mehr 

Freiraum für marktwirtschaftliche Prozesse und wettbewerbsorientierte Politik, 

für umfangreiche Öffnungs- und Experimentierklauseln gegenüber dem 

Bundesrecht. Die Menschen müssen größere Chancen erhalten, ihre Zukunft 

eigenverantwortlich in die Hand zu nehmen. Damit schaffen wir die 

Bedingungen, dass Leistungsträger mit ihrem Wissen in ihrer Heimat bleiben 

und Investoren mit ihrem Kapital in die Neuen Länder kommen. Ein besonderes 

Augenmerk richtet die CDU auf die Integration junger Führungskräfte in die 

regionalen Arbeitsmärkte. Durch Kooperationen aller Akteure soll somit zur 

demografischen Stabilisierung der Regionen beigetragen werden. 

226. Vor allem in Großstädten, Ballungsräumen und Tourismuszentren 

entstehen innovative, wirtschaftlich dynamische Wachstumsregionen. Wir 

wollen unternehmerische Initiative dort unterstützen, wo sie zu einer 

wettbewerbsfähigen Unternehmensstruktur aus Mittelstand und großen, 

überregional agierenden Unternehmen führt. Hierfür müssen wir Fördermittel 

auf die Wachstumsregionen mit ihrer Vernetzung aus technologieorientierter 

Wirtschaft, Wissenschaft und Kultur konzentrieren. Es gilt, Spitzenforschung 

und Hochtechnologie mit Unternehmen und Kapitalgebern zu verbinden, um 

weltmarktfähige Produkte zu entwickeln. 

227. Wachstumsregionen müssen durch leistungsfähige Infrastrukturen, 

insbesondere durch einen attraktiven Personenverkehr, mit strukturschwachen 

Regionen verbunden werden, damit auch diese am Aufschwung teilhaben 

können. In den Regionen mit geringerer Bevölkerungsdichte und fehlenden 

Ballungszentren müssen wir uns auf die Förderung bestimmter Sektoren und 

Branchen konzentrieren. Die Förderung besonders benachteiligter Regionen in 

den Neuen Ländern durch die Europäische Union muss fortgeführt werden, um 

im internationalen Standortwettbewerb Schritt zu halten. 

228. Die Neuen Länder benötigen Solidarpaktmittel bis 2019 in der zugesagten 

vollen Höhe. Die Mittel sind zweckgerecht für die Schließung noch bestehender 

Infrastrukturlücken, für gezielte Investitionsförderung und zum Ausgleich der 

unterproportionalen Finanzkraft der Kommunen einzusetzen, um eine 
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selbsttragende wirtschaftliche Entwicklung und weitere Modernisierung zu 

erreichen. 

229. Der weitere Ausbau der transnationalen Verkehrsinfrastruktur ist eine 

zentrale Voraussetzung für den Wirtschaftsaufschwung. Die europäischen 

Verkehrswege, insbesondere mit Mittel- und Osteuropa sowie in den 

Ostseeraum, müssen zügig ausgebaut werden. 

230. Nachhaltige Investitionen in Wirtschaft und Infrastruktur gelingen nur, 

wenn die demografische Entwicklung berücksichtigt wird. Zu gering 

ausgelastete Infrastrukturen müssen der Bevölkerungsentwicklung angeglichen 

und unterschiedliche Standards in Daseinsfürsorge und Verwaltung akzeptiert 

werden. Der Staat hat aber für die Wahrung von Mindeststandards zu sorgen. 

Die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse bleibt unser Ziel. Eigeninitiative 

muss vor Ort entwickelt werden. Lebensqualität wird in Zukunft nicht nur in den 

Neuen Ländern unterschiedlich zu definieren sein. 

 

 

 
 
 
 


